
Verhältnis vorliegen soll, um was für ein Zivilrechts­
verhältnis soll es sich dann handeln? Man könnte mei­
nen, daß es sich um ein durch Gesetz begründetes 
Rechtsverhältnis handele, etwa in der Art formuliert: 
®Wer in einer Verkaufsstelle des Einzelhandels eine 
zum Verkauf bereitstehende Ware zu erwerben beab­
sichtigt, hat den Kaufpreis zu bezahlen und erwirbt

dadurch gewisse, im einzelnen dann noch zu normie­
rende Rechte.“ Mit dieser Formulierung wäre jedoch 
nichts wesentlich Neues gewonnen. Auch bei einer sol­
chen Fassung des Gesetzes müßte berücksichtigt wer­
den, daß der Käufer tatsächlich kaufen will. Es kommt 
demnach auch in diesem Fall auf die Willensentschei­
dung des Käufers an.

dfrariekte

Mediziner und Juristen diskutieren über
Fragen der Jugendkriminalität und des Jugendstrafrechts

i
Zu einer Aussprache über Probleme des neuen Jugend­
strafrechts in psychiatrischer und juristischer Sicht 
fanden sich am 14. April 1961 Mediziner, Juristen und 
Pädagogen im Haus der Wissenschaftler in Leipzig 
zusammen. Referent war Prof. Dr. G ö l l n i t z  
(Direktor der Universitäts-Nervenklinik Rostock), der 
mit seinen instruktiven Bemerkungen über die Ge­
staltung des Jugendstrafrechts aus der Sicht des 
Psychiaters* eine gute Diskussionsgrundlage gab.
Im Mittelpunkt der Aussprache standen drei Fragen: 
das Strafmündigkeitsalter, die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit Jugendlicher und die Abschaffung spezieller 
Jugendstrafkammern. Der für die Mitarbeit der Justiz­
organe wesentliche Teil der Diskussion soll im folgen­
den in gedrängter Form wiedergegeben werden.
Prof. Dr. L e k s c h a s  (Direktor des Instituts für Straf­
recht der Martin-Luther-Universität Halle) stellte mit 
Befriedigung fest, daß die für das neue Strafgesetz­
buch vorgeschlagene Herauf Setzung des Strafmündig­
keitsalters von 14 auf 16 Jahre auch die Zustimmung 
der medizinischen Fachwelt gefunden habe. Wir seien 
heute durchaus in der Lage, der sog. Kinderkriminali­
tät und den Straftaten Jugendlicher unter 16 Jahren 
durch andere, dem Alter angemessene Maßnahmen 
erzieherischer Art zu begegnen. Künftig werde die 
Jugendhilfe hier die Hauptverantwortung zu tragen 
haben. Die ebenfalls vorgeschlagene Ausnahmeregelung, 
wonach ein Jugendlicher über 14 Jahre strafrechtlich 
für Verbrechen gegen den Frieden, gegen den Staat, für 
vorsätzliche Tötungsdelikte und andere schwere Ver­
brechen verantwortlich sein soll, gehe von der Auf­
fassung aus, daß bei schweren und schwersten Ver­
brechen erzieherische Einwirkungen nicht ausreichend 
seien. Es könne aber festgehalten werden, daß die Zahl 
der an solchen Delikten beteiligten Jugendlichen bisher 
gering war. Aus diesem Grund vertrat Lekschas die 
Ansicht, daß die Ausnahmebestimmung auf Verbrechen 
gegen den Staat und auf vorsätzliche Tötungsdelikte 
beschränkt werden sollte. In all diesen Fällen müsse 
jedoch s t e t s  ein psychopathologisches Gutachten an­
gefordert werden.
Oberarzt Dr. Dr. S z e w c z y k  (Nervenklinik der 
Charite Berlin) nahm dazu Stellung, daß bei einer Her­
aufsetzung des Strafmündigkeitsalters die Organe der 
Volksbildung, speziell die Referate Jugendhilfe, die 
Verantwortung für die Erziehung der straffällig ge­
wordenen Jugendlichen von 14 bis 16 Jahre und auch 
der 16- bis 18jährigen Jugendlichen, die nur leichte 
Delikte begangen haben und bei denen dann von 
einem Strafverfahren Abstand genommen wird, über-

1 Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf den Beitrag 
von Göllnitz in NJ 1961 S. 347 ff., der die wesentlichen Gesichts­
punkte seines Referats enthält.

nehmen müßten. Man müsse sich daher rechtzeitig auf 
die neue Aufgabenstellung orientieren und geeignete 
Maßnahmen zur Qualifizierung der Mitarbeiter der 
Jugendhilfe treffen. — Hierzu äußerten sich in der Dis­
kussion auch Mitarbeiter der Jugendhilfe.
Zum Problem der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
Jugendlicher führte L e k s c h a s  aus, daß die Juristen 
hier in besonderem Maße auf die Erkenntnisse der 
Naturwissenschaften angewiesen seien. Das Strafrecht 
erfasse dieses Problem zunächst von der Seite der 
gesellschaftsgefährlichen Handlung des' Täters. Durch 
sein spontan-anarchisches Verhalten setze der Täter 
sich in einen offenen Widerspruch zu den von der 
Gesellschaft aufgestellten und anerkannten Verhaltens­
weisen. Was die Juristen mit der Bestimmung über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit 'Jugendlicher er­
reichen wollten, lasse sich kurz zusammengefaßt auf 
folgende Formel bringen: War der Jugendliche fähig, 
sich nach den von der Gesellschaft aufgestellten und 
anerkannten Normen zu richten und sein Verhalten 
danach zu bestimmen? Diese Fähigkeit, die wir bei 
einem erwachsenen Täter von vornherein bejahen, 
müßten wir bei einem Jugendlichen mit Hilfe der Er­
kenntnisse der Naturwissenschaftler näher bestimmen. 
Bisher seien die Auffassungen zu dieser Frage davon 
bestimmt worden, daß die notwendige Verantwortungs­
reife dann vorliege, wenn der jugendliche Täter die 
erforderliche Einsicht in die gesellschaftlichen Bedin­
gungen gehabt hat und fähig gewesen ist, sein Handeln 
danach zu bestimmen. Lekschas richtete in diesem 
Zusammenhang die Frage an Göllnitz, ob diese These 
noch aufrechterhalten werden könne. Ginge man von 
den Voraussetzungen aus, daß sie aufrechterhalten 
werden könne, dann wären in der Strafgesetzgebung 
beide Kriterien (Einsichtsfähigkeit und Willensbestim­
mung) aufzugreifen. Es sei vor allem Aufgabe der 
Naturwissenschaftler, die Erkenntnisse der Juristen auf 
diesem Gebiet zu berichtigen. Den Juristen gehe es 
letztlich um die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit 
oder Unzurechnungsfähigkeit.
G ö l l n i t z  entgegnete hierauf, daß die meisten Straf­
taten Erwachsener mit der Phase eines Motivkampfes 
verbunden seien (Abwägen der Tat und der daraus 
resultierenden — auch persönlichen — Folgen). Der 
Jugendliche mache diese Phase des Motivkampfes nicht 
durch. Bei ihm ständen die Momente des Triebes und 
des Affekts im Vordergrund. Bei der Berücksichtigung 
beider Begriffe für die Abfassung der Norm über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit würden bei einem 
Jugendlichen psychologische Komponenten voraus­
gesetzt, die er gar nicht habe. Eine Zweiteilung sei 
daher als mechanistisch abzulehnen.

2 Lekschas, Gegen bürgerlich-idealistische Tendenzen in der 
Theorie des Jugendstrafrechts, Staat und Recht 1958, S. 360 ff., 
insbesondere S. 370 ff.
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